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Grundprobleme der Entschädigung
Ministerialrat Dr. F. Käss, Bonn

Durch die Kriegsereignisse sind sehr verschiedene 
Schäden und V erluste eingetreten. Hingewiesen sei 

auf die Kriegssachschäden, die Vertreibungsschäden, 
die gesundheitlichen Schädigungen durch Verwun­
dung, die Einbußen der Kriegsgefangenen an Freiheit, 
die Schädigungen durch Verliist des Ernährers, die 
Verluste durch Beschlagnahme und Liquidation von 
Auslandsvermögen. W eitere Schäden und Verluste 
haben sich zwar nicht unm ittelbar aus den Kriegser­
eignissen ergeben, sind aber deren Folge, letztlich 
ebenfalls durch den Krieg verursacht, ln  diesem Zu­
sammenhang seien die Besatzungsschäden, die Resti­
tutionsschäden, aber auch die Verluste aus der W äh­
rungsreform, die Verluste der Gläubiger des Reichs 
und die Schäden der Sowjetzonenflüchtlinge genannt. 
Bezieht man noch die Verluste aus Maßnahmen des 
Dritten Reichs (insbesondere im Zusammenhang mit 
politischer, rassischer oder religiöser Verfolgung) ein, 
ergibt sich ein erschreckender Katalog der verschie­
densten Schadenstatbestände und Notstände, mit 
denen die Gesetzgebung der Bundesrepublilc seit Jah ­
ren befaßt ist; zu einer abschließenden Regelung ist 
es erst für einen Teil der erwähnten Tatbestände ge­
kommen.
Bei dem Versuch, Entschädigungsregelungen zu finden, 
die einerseits sich im Rahmen der Leistungsmöglich­
keiten der Bundesrepublik halten, andererseits dem Um­
fang der Not und auch den menschlichen Gerechtig­
keitsvorstellungen einigermaßen gerecht werden, stel­
len sich immer wieder bestimmte Grundsatzprobleme, 
über die nachfolgend ein kurzer Überblick gegeben 
werden soll. W enn hierbei vorwiegend auf Beispiele 
aus dem Bereich des Lastenausgleichsgesetzes Bezug 
genommen wird, dann deswegen, weil dieses Gesetz 
die bisher bei weitem umfassendste Entschädigungs­
regelung darstellt und in seinem Rahmen nahezu alle 
der theoretisch zu untersuchenden Gestaltungsmöglich­
keiten angewandt worden sind.

QUOTALE UND SOZIALE ENTSCHÄDIGUNG

Die wohl wichtigste Grundsatzfrage hat im Bereich der 
Erörterungen über den Lastenausgleich in dem Schlag­
w ortpaar von der „quotalen" und der „sozialen" Ent­
schädigung Ausdruck gefunden. Die Bezeichnungen 
sind ungenau und mißverständlich. Sie drücken auch 
weniger zwei einander gegenüberstehende und sich 
ausschließende Möglichkeiten aus als zwei gegenläu­
fige Tendenzen, die aus verschiedenartigen Vorstel­
lungen über den letzten Zweck der gesetzlichen Rege­
lung entspringen. Unter einer „sozialen“ Regelung 
ist eine solche zu verstehen, die in erster Linie nicht 
nach A rt und Ausmaß des erlittenen Schadens fragt, 
sondern danach, inwieweit der Schadenstatbestand in 
der Person des Geschädigten heute noch nachwirkende 
Folgen, also eine soziale Notlage, bewirkt hat. Dabei 
zeigt sich, daß es nicht einen Notstand schlechthin

gibt, sondern verschiedene N otstände m it Bezug auf 
die elementaren Bedürfnisse der menschlichen sozialen 
Existenz, also beispielsweise auf das Bedürfnis nach 
Ausübung eines durch die Schädigung verlorenen Be­
rufs, nach Lebensunterhalt für den Erwerbsunfähigen,' 
nach Wiederbeschaffung des verlorenen H ausrats oder 
der verlorenen Wohnung, nach Ausbildung der Kin­
der usw. Eine „quotale" Regelung dagegen fragt nicht 
nach den derzeitigen sozialen Verhältnissen, sondern 
nach Art und Umfang des erlittenen Schadens. Sie 
ordnet einem bestimmten Schadenstatbestand eine be­
stimmte, mathematisch auf die Schadenshöhe bezogene 
Entschädigungsleistung zu. Die Gegenüberstellung 
quotaler und sozialer Zielsetzung läßt sich auch auf 
die Formel bringen, daß eine quotale Regelung vor­
wiegend mit dem Blick in die Vergangenheit, d. h. 
mit dem Blick auf den seinerzeit entstandenen Schaden 
gestaltet ist, eine soziale Regelung dagegen vorwie­
gend mit dem Blick in die Zukunft, d. h. mit dem 
Ziel einer möglichst w irkungsvollen Eingliederung dar 
Betroffenen. Auf quotale Leistungen wird ln der Regel 
ein Rechtsanspruch gewährt, auf soziale nicht.
Gerade bei den Erörterungen über dasLastenausgleiciis- 
gesetz wurden die Auseinandersetzungen darum, in­
wieweit dem einen oder dem anderen dieser beiden 
Grundsätze zu folgen sei, oft geradezu leidenschaft­
lich geführt. Auf die kürzeste Formel gebracht, lassen 
sich die Eindrücke aus diesen Erörterungen etwa da­
hin zusammenfassen, daß Zweckmäßigkeitsgründe vor­
wiegend für eine soziale Regelung sprechen, weil sie 
das Ziel, mit beschränkten verfügbaren M itteln einen 
möglichst großen Effekt zu erreichen, am besten ver­
wirklicht, Für die Berücksichtigung quotaler Gesichts­
punkte sprechen vor allem psychologische Gründe; die 
Erfassung zeigt immer wieder, daß w eite Kreise der Ge­
schädigten eine niedrigere cpiotale Leistung höher zu 
w erten geneigt sind als eine größere Leistung sozia­
ler Art.
Es wurde schon erwähnt, daß beide Grundsätze in der 
bisherigen Gesetzgebung in reiner Form niemals ver­
wirklicht worden sind. Beispielsweise enthält selbst die 
W ährungsreform, die man in diesem Zusammenhang 
als Entschädigungsregelung mit besonders deutlicher 
quotaler Zielsetzung betrachten könnte, Momente ein­
deutig sozialer A rt — etwa hinsichtlich der Behand­
lung der Kopfbeträge, hinsichtlich der Umstellung 1:1 
in Sonderfällen usw.

Q u o t a l e  R e g e l u n g

Eine quotale Entschädigungsregelung geht von dem 
entstandenen Schaden aus. Fast stets w ird es sich da­
bei um Vermögensschäden handeln. Doch w äre bei­
spielsweise auch eine Haftentschädigung, die eine 
Entschädigung lediglich nach der Zahl der Tage der 
Haft oder der Kriegsgefangenschaft — ohne Rücksicht 
auf die heutige soziale Lage des Inhaftierten — ge­
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währt, als quotal anzusprechen. Eine solche Regelung 
hat im allgemeinen den Vorzug der Klarheit. Sie trägt 
dem den Menschen eingeborenen Wunsch nach Achtung 
des Eigentums und nach gleichmäßiger Behandlung 
gleichartiger Tatbestände Rechnung.
Jede Entschädigungsregelung dieser A rt stößt zu­
nächst auf die Schwierigkeit, daß sie eine verhältnis­
mäßig genaue Feststellung der Schäden voraussetzt. 
Fast noch schwieriger ist eine angemessene Bewer­
tung dieser Schäden. (Es genüge der Hinweis darauf, 
daß für diese Bewertung schon im Grundsatz die drei 
ganz verschiedenartigen M aßstäbe der Einheitswerte, 
der Verkehrswerte und der W iederbeschaffungswerte 
in Betracht kommen.) Allein die Durchführung des für 
den Bereich des Lastenausgleichs maßgebenden Fest­
stellungsgesetzes wird auf Jahre einen großen V er­
waltungsapparat in Anspruch nehmen.
Was die Höhe der Entschädigung anlangt, wird letzt­
lich stets der Umfang der verfügbaren M ittel maß­
gebend sein. Als im strengen Sinne quotal kann nur 
eine Regelung angesprochen werden, die die Ent­
schädigung in einem einheitlichen Hundertsatz des 
Schadens ausdrückt, wie dies etwa in der W ährungs­
reform, im A ltsparergesetz und im Währungsausgleich 
für Sparguthaben V ertriebener geschehen ist. Fast 
stets wird auch eine vorwiegend quotal gestaltete 
Regelung aber gewisse soziale Gesichtspunkte be­
rücksichtigen, wie an  folgenden Beispielen deutlich 
wird;
a) Der E ntschädigungssatz k a n n  d eg ressiv  g e s ta lte t w erden  
derart, daß bei g rößeren  abso lu ten  Schadensbeträgen  der 
H undertsatz d er Entschädigung g e rin g er w ird  (so in  § 246 
LA.G).
b) Die G ew ährung d er Entschädigung k an n  d avon  abhängig  
gemacht w erden , daß  das e rh a lten e  V erm öaen  d er G eschä­
digten gew isse G renzen nicht ü b e rs te ig t (so in  § 249 A bs. 1 
Nr. 1 LAG).
c) Die G ew ährung  d er Entschädigung k a n n  davon  abhängig  
sein, daß das E inkom m en des G eschädigten  in  einem  b e ­
stimmten Z eitpunk t gew isse  G renzen  n id it  ü b e rs te ig t (so in 
§ 293 Abs. 3 LAG).
d) Von d er G ew ährung  d er E ntschädigung k ö nnen  juristische 
Personen ausgesch lossen  se in  (so im  ganzen  L astenaus­
gleichsrecht, in sbesondere  in  § 229 A bs. 2 LAG, § 4 A bs. 1 
ASpG).
e) Eine soziale V arian te  d er E n tschäd igungsle istung  kann  
auch darin  liegen , daß d e r  U m fang d e r L eistung zw ar e in ­
heitlich is t, der Z eitp u n k t der L eistung sich a b e r nach G e­
sichtspunkten soz ialer o d e r volksw irtschaftlicher D ringlich­
keit bestim m t (so in  § 252 A bs. 1 LAG u n d  bei G ew ährung 
von Entschädigungsrente nach dem  LAG).

S o z i a l e  R e g e l u n g  

Während es bei einer quotalen Regelung naheliegt, 
von einer einheitlichen Entschädigungsregelung aus­
zugehen, wird eine soziale Regelung, weil sie sich 
ja die Beseitigung bestim m ter Notstände zum ‘ Ziel 
setzt, in der Regel entsprechend der N atur dieser Not­
stände differenziert sein. Es liegt auf der Hand, daß 
beispielsweise zur Beseitigung des Notstandes, der 
durch das Fehlen einer angemessenen W ohnung her­
vorgerufen ist, nicht nur der Höhe, sondern auch dem 
Grundsatz nach ganz andere Maßnahmen notwendig 
sind als etwa zur Beseitigung des Notstandes, der 
durch den Verlust der A ltersversorgung eingetreten

ist. Die Berücksichtigung der sozialen Dringlichkeit 
kann ihren Ausdruck sowohl in der Entscheidung fin­
den, ob Leistungen überhaupt gewährt werden oder 
wann sie gewährt werden, als auch in der Entschei­
dung, wie hoch diese Leistungen sind.
Die grundsätzliche Schwierigkeit, auf die alle Maß­
nahmen dieser A rt stoßen, liegt darin, daß sich Not 
und Dringlichkeit meist nicht auf eine mathematische 
Formel bringen lassen. W ährend im Verfahrensbe­
reich die Hauptschwierigkeit einer quotalen Regelung 
in der Notwendigkeit einer ausreichenden Schadens­
feststellung liegt, beruhen die Bedenken gegen eine 
soziale Regelung insbesondere darauf, daß hier not­
wendig dem Ermessen der ausführenden Verwaltungs­
behörden ein w eiter Spielraum eingeräumt werden 
muß. Allerdings gibt es gewisse Möglichkeiten, durch 
Maßnahmen des Gesetzgebers oder durch andere zen­
trale Anordnungen diesen Ermessensbereich einzu­
schränken und damit der Gleichmäßigkeit und O bjek­
tivität des Verfahrens zu dienen. Dafür seien folgende 
Beispiele angeführt:
a) D ie D ringlichkeit kan n , w as die L ebenshaltung  im  a llge­
m einen  anbelang t, nach d e r  H öhe d er d erze itigen  E inkünfte 
bem essen  w erden . S elbstverständ lich  erg ib t sich dabei das 
P roblem  der angem essenen  B erücksid itigung des F am ilien­
standes. F ern er taucht das sd iw ie rig e  Problem  d er O rts­
k lassen  auf.
b) D ie D ringlichkeit k a n n  in  B eziehung zu A lte r  od er Er­
w erbsun fäh ig k e it gebracht w erden . D ie F rage, von  w elcher 
A ltersg renze  od er von w elchem  H undertsa tz  d er E rw erbs­
beschränkung  ab E rw erbsunfäh igkeit u n te rs te llt w erd en  soll, 
is t a lle rd ings um stritten .
c) Insbesondere  fü r H ilfe le istungen  w egen  des V erlu sts  von 
H au sra t sp ie lt d e r F am ilienstand  des (Geschädigten e in e  be­
sondere  Rolle i so m acht z. B. § 295 A bs. 3  LAG d ie  H öhe 
der H ausra ten tschäd igung  u n d  auch d er H ausra th ilfe  von 
dem  F am ilienstand  am  1. 4. 1952 abhängig .
d) E inen allgem einen  V ersuch, e in en  Index  fü r den  sozialen 
N o tstand  zu finden, h a t fü r d en  Bereich der H au sra tv e rlu s te  
d er P räsiden t des B undesausgleichsam ts durch die A usarbei­
tu n g  e in e r  P u n k ttab e lle  gem acht, in  d e r  neb en  den  E inkünf­
te n  u n d  dem  F am ilienstand  auch das L ebensalter, körperliche 
B ehinderung u. a. m. punktm äßig  gew ogen w erden .

W ährend eine quotale Entschädigung ihrem W esen 
nach wohl ausnahmslos als endgültige Leistung ge­
w ährt wird, kann der Effekt einer sozialen Hilfe­
leistung bei Notständen häufig auch durch die Ge­
währung von Darlehen erreicht werden. Dabei müssen 
allerdings die Darlehensbedingungen diesem besonde­
ren Zweck angepaßt, insbesondere also Zinsen und 
Tilgungsleistungen mit der Leistungsfähigkeit des Ge­
schädigten abgestimmt werden. Die Aufbaudarlehen 
des Lastenausgleichsgesetzes sind nach diesem Grund­
satz gestaltet; sie sollen zu gegebener Zeit in den 
Fonds zurückfließen, so daß die Beträge wieder für 
die quotale Hauptentschädigung zur Verfügung stehen. 
W ährend es im W esen der quotalen Leistungen liegt, 
daß sie stets unm ittelbar dem Geschädigten (oder nach 
dessen Tod dem Erben) gegeben werden, widerspricht 
es dem Sinn der sozialen Leistungen, bei denen ja 
die Erreichung eines bestimmten Zieles der Eingliede­
rung oder der Notstandsbeseitigung im Vordergrund 
steht, nicht, wenn ein solches Ziel mittelbar, also auf 
Umwegen erreicht wird. Einige Beispiele machen dies
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am besten deutlich: Eine besonders wirksame A lters­
versorgung kann in manchen Fällen dadurch erreicht 
werden, daß durch die Förderung von Altersheimen 
zusätzliche gebundene Heimplätze geschaffen werden. 
Geschädigten, die durch die Schädigung den A rbeits­
platz verloren haben, kann unter Umständen dadurch 
am besten geholfen werden, daß es Arbeitgebern 
durch Darlehen ermöglicht wird, zusätzliche A rbeits­
plätze zu schaffen mit der Auflage, die Geschädigten 
auf diesen Arbeitsplätzen zu beschäftigen. N ur ein 
Teil der Geschädigten, die die notwendige Wohnung 
verloren haben, wird willens und in  der Lage sein, 
selbst zu bauen. Im übrigen kann der Notstand am 
w irkungsvollsten dadurch beseitigt werden* daß es 
geeigneten Bauträgern durch Darlehen ermöglicht wird, 
W ohnungen zu bauen, die dann für die Geschädigten 
gebimden werden.

BEGRENZUNG DES EMPFÄNGERKREISES 

Es liegt auf der Hand, daß die Entschädigungsgesetz­
gebung der Bundesrepublik auch nicht an dem Pro­
blem Vorbeigehen kann, nach welchen Prinzipien re­
gional die Grenze gezogen wird. Im Grundsatz kann 
diese Grenzziehung mit Bezug entweder auf den Scha­
den oder auf die Person des Geschädigten getroffen 
werden. Auch hier machen Beispiele den Unterschied 
am deutlichsten. Nach dem Lastenausgleichsgesetz 
werden Kriegssachschäden nach territorialen Grund­
sätzen berücksichtigt. V erlangt wird stets, daß diese 
Schäden im Geltungsbereich des Lastenausgleidisge- 
setzes, also im Bundesgebiet oder in Berlin (West), 
entstanden sind. Dagegen ist es bedeutungslos, wo 
die geschädigten Eigentümer den W ohnsitz oder den 
ständigen A ufenthalt früher hatten oder jetzt haben. 
Ebenso kommt es nicht auf die Staatsangehörigkeit 
dieser Eigentümer an. Diese Grenzziehung ist einfach, 
klar und objektiv, wenn auch nicht zu verkennen ist, 
daß in ihr manche H ärten für die Geschädigten liegen, 
z. B. dann, wenn Bewohnern des Bundesgebiets Kriegs­
sachschäden in der sowjetischen Zone entstanden sind. 
Für die Behandlung der Vertreibungsschäden war die­
ses Prinzip aus offensichtlichen Gründen nicht brauch­
bar, H ier geht das Lastenausgleichsgesetz von der 
Überlegung aus, daß die wegen ihrer deutschen Staats­
angehörigkeit oder Volkszugehörigkeit V ertriebenen 
später teilweise im Bundesgebiet, teilweise in der 
sowjetischen Besatzungszone, teilweise in Österreich 
oder in anderen Staaten Zuflucht gefunden haben und 
daß die entschädigungsmäßige Betreuung sich auf den­
jenigen Teil der Vertriebenen beziehen soll, der bis 
zu einem bestimmten Stichtag (31. 12. 1952) den stän­
digen A ufenthalt im Bundesgebiet genommen hat. Hier 
steht also die Person des Geschädigten im V order­
grund. Es ist klar, daß aus jedem solchen Prinzip sich 
H ärten in Einzelfällen ergeben, daß aber eine gesetz­
liche Gesamtregelung ohne eine konsequente Grund­
satzlinie nicht bestehen kann.
Jede Entschädigungsregelung darf nicht nur von der 
Person des einzelnen Geschädigten her, sondern muß 
auch im Rahmen des wirtschaftlichen Gesamtgefüges

gesehen werden. Dies gilt um so mehr, als durch die 
Entschädigungsgesetzgebung der Nachkriegsjahre Mil­
liardenbeträge bewegt werden, die auch im Verhält­
nis zum gesamten Sozialprodukt recht erheblich ins 
Gewicht fallen. (Allein die Leistungen auf Grund der 
Lastenausgleichsgesetze hatten  schon bis Ende 1954 
den Betrag von 14 Mrd. DM überschritten.) Bei einer 
derartigen Gesamtbetrachtung muß die W ürdigung in 
erster Linie unter volkswirtschaftlichen, unter finanz­
wirtschaftlichen und unter sozialpolitischen Aspekten 
erfolgen.

VOLKSWIRTSCHAFTLICHE ASPEKTE

W as die volkswirtschaftliche Betrachtung anbelangt, 
kann von der einfachen Feststellung ausgegangen w er­
den, daß die Übertragung der Kaufkraft vom Reiche­
ren auf den Ärmeren im allgemeinen die Tendenz 
hat, Kaufkraft aus dem Investitionsbereich in den 
Konsumbereich zu verlagern und damit insgesamt die 
Produktivität zu beeinträchtigen. Dies ist der Fall, 
wenn Beträge an die Geschädigten gegeben werden, 
die aus allgemeinen Steuerm itteln — oder, wie beim 
Lastenausgleich, aus einer besonderen Vermögensab­
gabe — aufgebracht worden sind. Die' Erkenntnis, daß 
diese Tendenz jeder Sozialregelung innewohnt, kann 
selbstverständlich kein Grund sein, von Entsdiädi- 
gungsmaßnahmen abzusehen. Sie zwingt aber dazu, 
der Frage besondere Aufm erksam keit zu schenken, 
was mit den an die Geschädigten gegebenen Beträgen 
geschieht.
Es liegt auf der Hand, daß bei einer streng quotalen 
Regelung Einwirkungsmöglichkeiten in dieser Rich­
tung kaum bestehen. Es entspricht der N atur einer 
solchen quotalen Regelung, daß die zur Abgeltung der 
Schäden gewährten Leistungen zur freien, nicht durch 
Zweckbindungen beeinträchtigten Verfügung der Ge­
schädigten kommen. Darin, daß auf die Verwendung 
der Leistungen in einem volkswirtschaftlich erwünsch­
ten Sinn eingew irkt w erden kann, liegt ein unbe­
streitbarer Vorzug der sozialen Entschädigungsform. 
Hier können die Gelder mit Zweckbindung gegeben 
werden, sie lassen sich jew eils auf solche Vorhaben 
lenken, die volkswirtschaftlich besonders erwünscht, 
insbesondere also besonders produktiv sind. Freilich 
entzieht sich der Begriff des „Produktiven" mit seinen, 
vielfachen unm ittelbaren und m ittelbaren A usstrah­
lungen einer eindeutigen Abgrenzung. Unbestritten ist 
z. B. wohl, daß Darlehen zum Aufbau gewerblicher 
Existenzen als produktiv anzusprechen sind. W eniger 
eindeutig ist schon, wie Darlehen zur Förderung des 
W ohnungsbaus zu beurteilen sind, die zweifellos zu­
nächst einem Konsumbedürfnis dienen, aber doch be­
trächtliche Rückwirkungen auf die Produktivität des 
volkswirtschaftlichen Gesamtorganismus haben. Ähn­
liche Zweifel werden auch durch die Frage aufgewor^ 
fen, inwieweit die Förderung der Ausbildung jugend­
licher Geschädigter zu den produktiven Leistungen zu 
rechnen ist. Noch stärker in die Sphäre der konsum­
tiven Leistungen gehören wohl Leistungen zur Be­
schaffung von Hausrat oder zur Altersversorgung.
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FINANZPOUTISCHE GESTALTUNG

Nicht nur volkswirtsdiaftlicfa, sondern auch finanzwirt- 
sciiaftlich muß jede Entsdiädigungsregelung in einem 
größeren Rahmen gesehen werden. Es w urde er­
wähnt, daß die erforderlichen Mittel letztlidi immer 
vom Steuerzahler aufgebracht werden müssen. (Die 
theoretisch wiederholt erörterte Möglichkeit eines 
„Naturalausgleichs“ ist nicht praktisch geworden und 
kann hier außer Betracht bleiben.) Die Entschädigungs­
zahlungen werden ermöglicht, indem entweder die 
Steuerlast erhöht wird, oder indem eine sonst mög­
liche Senkung der Steuerlast unterbleibt, oder aber in­
dem andere staatliche Ausgaben, die sonst gemacht 
worden wären, unterlassen werden. Insoweit mündet 
die Frage, wie dies materiell zu beurteilen ist, selbst­
verständlich in die Überlegungen ein, die schon im 
Rahmen der volkswirtschaftlichen Beurteilung ange­
stellt wurden.
Was die finanzpolitische Gestaltung im technischen 
Sinne anlangt, können in  der Durchführung einer Ent­
schädigungsregelung grundsätzlich zwei W ege beschrit- 
ten werden: Entweder können die erforderlichen Mit­
tel aus den allgem einen Haushalten aufgebracht w er­
den. (Im Bundesgebiet wird insoweit stets der Haus­
halt des Bundes in Frage kommen, der nach Artikel 
120 des Grundgesetzes grundsätzlich die Aufwendun­
gen für die inneren und äußeren Kriegsfolgelasten zu 
tragen hat.) Dann ergeben sich gegenüber den oben 
gemachten allgemeinen Feststellungen keine Beson­
derheiten. Daneben besteht die weitere Möglichkeit, 
die Durchführung der Entschädigung einem Sonderver­
mögen zu übertragen, wie dies mit der Schaffung des 
Ausgleichsfonds zur Durchführung des Lastenausgleichs 
geschehen ist. (Auch den ERP-Sondervermögen sind 
bestimmte Aufgaben zur Eingliederung von Geschädig­
ten übertragen worden.) Die Schaffung eines solchen 
Sondervermögens hat Vorteile und Nachteile. Der 
Vorteil liegt insbesondere darin, daß das Sonderver­
mögen über eigene Einnahmen verfügt. Damit wird den 
Geschädigten eine gewisse — psychologisch nicht ge­
ring zu veranschlagende — Gewähr gegeben, daß die 
vorgesehenen Leistungen fortlaufend und gleichmäßig 
gewährt und nicht durch wechselnde Haushaltsdispo­
sitionen geschmälert werden. Der Nachteil eines Son­
dervermögens, das wie der Ausgleichsfonds auf Stich­
tagsabgaben angewiesen ist, liegt naturgemäß darin,

daß seine Einnahmen verhältnism äßig starr sind, also 
an den Auswirkungen eines Ansteigens des Sozial­
produkts nur beschränkt partizipieren und sich einem 
steigenden Bedarf, wie er sich auch im Zusammenhang 
mit Preisentwicklungen ergeben könnte, nicht anpassen.

SOZIALPOLITISCHE ZUSAMMENHANGE 

W enn es gilt, die Entschädigungsregelungen in einem 
größeren Rahmen zu sehen, dürfen endlich auch die 
sozialpolitischen Zusammenhänge nicht vergessen w er­
den. Naturgemäß sind diese Zusammenhänge um so 
enger, je  weniger d ie  Regelung cjuotal der reinen 
Schadensabgeltung dient, je  mehr sie auf die Beseiti­
gung sozialer N otstände bezogen ist. Das Gefüge der 
Sozialleistungen in Deutschland ist im Laufe der Zeit 
außerordentlich vielgestaltig, aber zugleich recht un­
übersichtlich geworden. Die Rufe nach einer Gesamt­
ordnung durch eine Sozialreform w erden immer lau­
ter. Es liegt auf der Hand, daß jede neue Regelung 
sich in dieses komplizierte Gefüge nur mit Schwierig­
keiten einpassen läßt. Vorwiegend gilt dies für den 
Bereich der Altersversorgung und ganz besonders für 
die Unterhaltshilfe nach dem Lastenausgleichsge- 

. setz, die nach dem Grundsatz der „Vollversorgung“, 
d. h. nach dem Grundsatz der Anrechnung sonstiger 
Einkünfte und damit der Subsidiarität gegenüber die­
sen gestaltet ist. So sehr der sozial eingestellte Be­
trachter die Gewährung zusätzlicher sozialer Leistun­
gen begrüßen muß, so sehr muß auch die Besorgnis 
als berechtigt anerkannt werden, daß zunehmend durch 
das Nebeneinander v ieler und vielgestaltiger Sonder­
regelungen die Unübersichtlichkeit und auch Unwirt­
schaftlichkeit im Bereich des Sozialwesens immer 
größer wird.
Die vorstehenden Ausführungen konnten selbstver­
ständlich bei weitem keinen erschöpfenden Überblick 
über die Entschädigungsproblematik geben, mit der 
sich die Gesetzgebung der Bundesrepublik in den letz­
ten Jahren  zu befassen hatte und auch in den näch­
sten Jahren  noch zu befassen haben wird. (Zur Zeit 
werden, beispielsweise die Beratungen über die Gestal­
tung des Kriegsfolgeschlußgesetzes sehr stark  durch 
solche Überlegungen mitbestimmt.) Es konnte nur ver­
sucht werden, einige Grundsatzfragen herauszugreifen 
und kurz zu umreißen, die, w ie dürch die Erfahrungen 
bestätigt wird, immer wieder durchdacht und inmier 
wieder neu beantw ortet werden müssen.

Summary: B a s i c  P r o b l e m s  o f  
W a r  I n d e m n i t y .  T h e  a rtic le  deals 
with com pensation p roblem s n o t only  
in respect of dam ages an d  lo sses caus­
ed d irectly  by ev en ts  o f  w ar (e. g. 
m aterial w ar dam age, expulsion  lo s­
ses, bodily in ju ries  by  w ounding, loss 
of freedom in  th e  case of p risoners of 
war, dam ages th rough  los3 of b read ­
winner, losses by requ isition ing  and by  
confiscation of foreign  p roperty ), but 
also in respect of lo sses to be  regarded  
as indirectly  the re su lt of w ar (e. g.

Résum é: L e s  p r o b l è m e s  f o n d a ­
m e n t a u x  d u  r è g l e m e n t  d e s  
d o m m a g e s  d e  g u e r r e .  L 'artic le  
tra ite  des p rob lèm es du  dédom m age­
m en t dans les se c teu rs su ivan ts; 1. p e r­
te s  e t  dom m ages d irec ts causés pen- - 
d an t le s  hostilité s  (dom m ages m atérie ls 
de guerre , d 'ex o d e  forcée, b lessu res et 
in v alid ités, p riv a tio n  de lib e rté  subie 
p ar les p risonn iers, dom m ages causés 
aux fam illes p a r  la  p e rte  de  leu r sou ­
tien  ou  p a r  la  séqu estra tio n  e t liqu ida­
tion  des fo rtunes à  l 'é tran g er) i 2. pertes

R esum en: P r o b l e m a s  b á s i c a s
d e  l a  i n d e m n i z a c i ó n .  El a rti­
culo no sólo tra ta  la s  cu estiones de 
indem nización con re lac ió n  a daños y 
pérd id as causadas d irec tam en te  por 
las operac io n es bélicas (por ejem plo 
daños de guerra , daños de  expul­
sión, perju ic io s de sa lud  p rodu­
c idos por heridas, p é rd id a  de lib er­
tad  de los p risioneros, perju ic io s 
por pérd ida  del so s ten .d e  fam ilia, p é r­
d idas p o r confiscaciones y  liquidaciones 
de p rop ied ad es en  el ex tran jero ), sino  
tam bién  daños que se pud iesen  con­
sid e ra r  como consecuencias ind irec tas 
de la  g u erra  p o r ejem plo  daños cau-
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o c c u p a tio n  d a m a g es , r e s t i tu t io n  d a m ­
ag e s , a lso  lo s se s  th ro u g h  th e  c u rre n c y  
re fo rm , lo s se s  b y  c re d i to rs  o i  th e  Reich, 
lo s se s  b y  re fu g e e s  fro m  th e  S o v ie t-o c- 
c u p ie d  zone), a n d  fin a lly  lo s s e s  th ro u g h  
m e a s u re s  ta k e n  u n d e r  th e  T h ird  R eich 
(e s p e c ia lly  in  c o n n e c tio n  w ith  p o litic a l, 
ra c ia l, o r  re lig io u s  p e rs e c u tio n ) .  T he  
m a in  q u e s tio n  o f p r in c ip le  in  s e t t l in g  
th is  im m e n se  c a ta lo g u e  o f c la im s  is  th e  
d is c r im in a tio n  b e tw e e n  "q u o ta l"  o r  " so ­
c ia l"  c o m p e n sa tio n , i. e . c o m p e n sa tio n  
in  a  fix ed  re la t io n s h ip  to  a c tu a l  lo s se s  
o r  c o m p e n sa tio n  u n d e r  s o c ia l a sp e c ts  
o f th e  c la im a n t 's  p re s e n t  p o s itio n . B oth  
th e s e  p r in c ip le s  w e re  a p p lie d  in  p a s t  
la w -m a k in g , b u t  n o n e  w a s  a p p lie d  e x ­
c lu s iv e ly  in  a n y  o n e  la w . B ey o n d  th e se  
b a s ic  p r in c ip le s ,  th e  a r t ic le  a lso  d e a ls  
w ith  th e  e co n o m ic  a n d  fisca l p ro b le m s  
a n d  th e  p ro b le m s  o f so c ia l p o lic y  to  be  
c o n s id e re d  in  th e  o v e ra ll  c o n te x t  of 
w a r  in d e n m ity .

e t d o m m a g e s  su b is  e n  c o n sé q u e n c e  de 
la  g u e r re  (d o m m ag e s  c a u s é s  p a r  l 'o c c u ­
p a tio n , re s t i tu t io n ,  p a r  la  ré fo rm e  m o n é ­
ta ire ,  p e r te s  c a u s é e s  a u x  c ré a n c ie r s  du  
R e id i e t  a u x  ré fu g ié s  p ro v e n a n t  de  
l 'E s t) ;  3. p e r te s  e t  d o m m a g e s  c a u s é s  
p a r  d e s  m e s u re s  d u  ré g im e  n a z i (p e r­
s é c u tio n s  p a r  d e s  ra is o n s  p o litiq u e s , 
ra c is te s  e t  re l ig ie u s e s ) .  Q u a n t a u  r è ­
g le m e n t d e  ce  v a s te  c a ta lo g u e  de d e ­
m a n d e s  d 'in d e m n ité s  le  p ro b lè m e  fon ­
d a m e n ta l e s t  le  re g ro u p e m e n t e n  le s  
d e u x  c a té g o r ie s  s u iv a n te s :  1. in d e m n i­
s a tio n  p a r  q u o te -p a r t  d é te rm in é e  d es  
p e r te s  su b ie s , 2. in d e m n is a tio n  so c ia le , 
a y a n t  é g a rd  à  l 'e n s e m b le  d es  d o n n é es  
de  la  s i tu a t io n  a c tu e lle .  D a n s  le  rè g le ­
m e n t e n tre p r is  o n  a  fa it  jo u e r  u n e  com ­
b in a is o n  d e s  d e u x  p r in c ip e s . D a n s  le  
c a d re  d u  rè g le m e n t d e s  d o m m a g e s  de 
g u e r re  l 'a u te u r  p a r le  a u ss i  d e s  ra p p o r ts  
e n tr e  le s  s e c te u rs :  é co n o m ie  n a tio n a le ,  
p o li t iq u e  f in a n c iè re  e t  politicjufc so c ia le .

s a d o s  p o r  la  o c u p a c ió n , d a ñ o s  de  re ­
s titu c ió n , ta m b ié n  p é rd id a s  p o r  la  re ­
fo rm a  m o n e ta r ia ,  p é rd id a s  d e  lo s  c re e ­
d o re s  d e l R eich, d a ñ o s  s u f r id o s  p o r  los 
re fu g ia d o s  de  la  zo n a  s o v ié t ic a  a s í com o 
p é rd id a s  c a u s a d a s  p o r  la s  m e d id a s  de l 
T e rc e r  R eicii ( e s p e c ia lm e n te  e n  co n ex ió n  
c o n  la  p e rs e c u c ió n  p o li t ic a ,  ra c ia l 
y  re lig io s a ) . La c u e s tió n  b á s ic a  e se n ­
c ia l co n  r e s p e c to  a  la  r e g u la c ió n  de 
e s te  e x te n so  c a tá lo g o  d e  la s  p re te n ­
s io n es  d e  in d e m n iz a c ió n  c o n s ti tu y e  la 
d is t in c ió n  e n tr e  in d e m n iz a c ió n  p o r 
c u o ta  o so c ia l, e s to  q u ie re  d e c ir , u n a  
in d e m n iz a c ió n  e n  c ie r ta  p ro p o rc ió n  al 
d a ñ o  a c tu a lm e n te  p ro d u c id o , o seg ú n  
lo s  p u n to s  d e  v is ta  s o c ia le s  q u e  re ­
s u lta n  d e  la  s i tu a c ió n  de  h o y . A m bos 
p r in c ip io s  h a n  re p e rc u tid o  e n  la s  re ­
g u la c io n e s  l le v a d a s  a  c ab o  h a s ta  a h o ra  
y  am b o s  n u n c a  h a n  s id o  re a liz a d o s  en  
fo rm a  p u ra .  A p a r te  d e  e s ta s  c u e s tio n e s  
b á s ic a s  e l a r t íc u lo  t r a ta  la s  c o n e x io n e s  
e c o n ó m ica s , p o lí t ic o -f in a n c ie ra s  y  p o ­
lí t ic o -s o c ia le s  q u e  d e b e n  s e r  to m ad a s  
o n  c o n s id e ra c ió n  a  la  r e g u la c ió n  de  la  
in d e m n iz a c ió n .
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ländischen Einkäufer
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700 Seiten, Ln. DM 42,—

Dieses in Zusam menarbeit mit dem W erbe- und Messeaus­
schuß des Verbandes der Chemischen Industrie heraus­
gegebene W erk ist nach Zusam menlegung der beiden be­
währten Handbücher das einzige offizielle und umfassende 
Produkten- und Firmenverzeichnis der chemischen Industrie 
W estdeutsdilands und W estberlins. Ein unentbehrliches 
Nachschlagewerk für a lle  in- und ausländischen Unter­
nehmen. —  Soeben erschienen.
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